
Athen: Streik sorgt
für Verkehrschaos
Proteste gegen Einschränkungen des Streikrechts

Athen. In Griechenland hat ein wei-
terer Generalstreik am Montag das
öffentliche Leben teilweise lahmge-
legt. Die Fahrer aller U-Bahnen, der
Busse und der Straßenbahnen legten
die Arbeit nieder. In Athen wurde der
öffentliche Nahverkehr für 24 Stun-
den eingestellt, in den Straßen der
Hauptstadt kam es zumassiven Staus.
Am Nachmittag legte auch die Flug-
lotsen für drei Stunden die Arbeit nie-
der. Zahlreiche Inlandsflüge fielen
aus oder starteten verspätet; auch in-

ternationale Verbindungen waren
betroffen, wie der Flughafen Athen
mitteilte. Nach Ende der Aktion um
14.00 Uhr normalisierte sich der
Flugverkehr langsam. Die Staatsbe-
diensteten legten ebenfalls für drei
Stunden die Arbeit nieder.
Hintergrund der Proteste ist vor al-

lem die drohende Einschränkung des
Streikrechts. Das Parlament wollte
am späten Montagabend über ein Ge-
setz abstimmen, das Arbeitsnieder-
legungen künftig erschwert. Sie sol-
len nur noch dann zulässig sein, wenn
mehr als 50 Prozent der Gewerk-
schaftsmitglieder zugestimmt haben.
Bislang reichten 20 Prozent; in man-
chen Fällen genügte schon der Be-
schluss des Vorstandes. Die Streiken-
den kritisierten zudem die geplanten
häufigeren Versteigerungen von Im-
mobilien. Es geht um sogenannte fau-
le Kredite, bei denen Schuldner mit
dem Tilgen lange in Verzug sind, so-
wie die Beschlagnahmung der Im-
mobilien säumiger Steuerschuldner.
Zum Streik hatte eine Reihe von

Gewerkschaften aufgerufen, darun-
ter die mächtige Adedy, die öffentli-
che Angestellte vertritt. Am Abend
waren vor dem Parlament zudem De-
monstrationen geplant. Seit 2010 gab
es rund 50 massive Streiks in Grie-
chenland aus Protest gegen die Auf-
lagen der internationalen Kreditge-
ber. Griechenland wartet derzeit auf
die Auszahlung der letzten Tranche
des dritten Rettungsprogramms von
insgesamt 4,5 Milliarden Euro.
Ministerpräsident Alexis Tsipras

versicherte, es seien die letzten Maß-
nahmen dieser Art. Griechenland sei
nur noch »einen Atemzug davon ent-
fernt«, sich von der Vormundschaft
der Geldgeber zu befreien, meinte der
Regierungschef im Parlament. Das
aktuelle Sparprogramm endet im Au-
gust dieses Jahres. Agenturen/nd
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13 Tote im Konflikt
um Kaschmir
Muzaffarabad. Die indische Ar-
mee hat nach pakistanischen An-
gaben mindestens vier Soldaten
des Nachbarlandes in der Kon-
fliktregion Kaschmir getötet. Die
Inder hätten am Montag ohne
Grund Mörsergranaten über die
sogenannte Kontrolllinie geschos-
sen, die die von beiden Ländern
jeweils kontrollierten Teile trennt.
Im Gegenzug seien drei indische
Soldaten getötet worden. Delhi
bestätigte keine der beiden An-
gaben. Bei einem anderen Zwi-
schenfall tötete die indische Ar-
mee am Montag nach eigenen An-
gaben sechs Kämpfer, die ver-
sucht hätten, die Kontrolllinie aus
Pakistan zu überqueren. dpa/nd

US-Präsident Trump:
»Ich bin kein Rassist«
Washington. Nach seinen abfälli-
gen Äußerungen über Herkunfts-
länder von Migranten hat sich US-
Präsident Trump vor Journalisten
in Florida gegen Rassismus-Vor-
würfe zur Wehr gesetzt. Er sei
»kein Rassist«, vielmehr »die am
wenigsten rassistische Person, die
Sie je interviewt haben«. Trump
soll am Donnerstag Herkunftsstaa-
ten von Einwanderern als »Drecks-
loch-Länder« bezeichnet haben.
Derweil bestellte Südafrika die US-
Botschafterin wegen der kolpor-
tierten Entgleisung ein. Agentu-
ren/nd Kommentar Seite 4

Minderheitsregierung
in Norwegen
Oslo. Norwegen hat vier Monate
nach der Parlamentswahl eine
neue bürgerlich-konservative Re-
gierung. Die konservative Høyre,
die rechtspopulistische Frp und
die liberale Venstre bilden erneut
eine Minderheitsregierung. Sie ist
von der Unterstützung der christ-
lichen KrF abhängig. Die Koaliti-
onsgespräche hatten erst am 2.
Januar begonnen. »Wir werden
gute, gemeinsame Lösungen fin-
den«, versprach die konservative
Regierungschefin Erna Solberg am
Sonntag. Ziel müsse sein, dass
Norwegendasweltbeste Land zum
Leben werde. dpa/nd

U-Boot-Streit zwischen
Japan und China
Peking. Bei demU-Boot, das in der
Nähe der zwischen China und Ja-
pan umstrittenen Inseln im Ost-
chinesischen Meer gesichtet wur-
de, handele es sich um ein neu-
artiges atomgetriebenes Jagd-U-
Boot, das mit Langstrecken-
Marschflugkörpern bestückt wer-
den könne, so der japanische Ver-
teidigungsminister Onodera am
Montag. Damit habe China »ein-
seitig die Spannungen erhöht«.
Peking erklärte, drei Schiffe der
chinesischen Küstenwache hätten
»in territorialen Gewässern« vor
den Inseln patrouilliert. AFP/nd

Westen verliert dominierende Stellung
Der russische Außenminister nutzt die jährliche Pressekonferenz, um die USA scharf zu kritisieren
Iran, Syrien, Ukraine oder Nord
Stream 2: Sergej Lawrow nutze
mehr als die Hälfte des insgesamt
zweieinhalbstündigen Termins, um
sich mit den Beziehungen zu den
USA zu beschäftigen.

Von Nina Jeglinski

Mit Russland werde es keine Ände-
rungen am Atomabkommen mit Iran
geben – machte der 67-jährige Ser-
gej Lawrow in seinem Amtssitz am
Smolenskaja-Platz in Moskau gegen-
über russischen und ausländischen
Journalisten unmissverständlich
klar. »Was die Vereinigten Staaten
tun wollen, ist vollkommen inakzep-
tabel und wir werden das nicht un-
terstützen«, so der Minister. Er hof-
fe, dass sich die europäischen Län-
der strikt an die Bedingungen des
Abkommens halten.
Lawrow wählte deutliche Worte –

und auch seine Mimik ließ keinerlei
Zweifel darüber zu, dass Russland
verärgert über den Schritt der Trump-
Regierung ist. US-Präsident Donald
Trump hatte das Abkommen wieder-
holt als »den schlechtesten Vertrag
aller Zeiten« kritisiert. Er rief die eu-
ropäischen Partner auf, mit den USA
daran zu arbeiten, die »schweren
Fehler« des Vertrages zu beseitigen.
Zugleich sollten sie sich gemeinsam
gegen die Aggression des Iran wen-
den und die iranische Bevölkerung
unterstützen. Lawrow spielte damit
auf die Proteste der Iraner gegen die
Führung in Teheran an, die Ende De-
zember 2017 ausgebrochen waren.
Nach Ansicht des russischen Au-

ßenministers »ist es traurig«, dass die
USA mit ihren Aussagen zum irani-
schen Atomprogramm »erneut An-
lass zu Zweifeln an ihrer Verhand-
lungsfähigkeit geben«. Lawrow stell-
te fest: »Die Vereinigten Staaten und
der gesamte historische Westen ver-
lieren derzeit ihre absolut dominie-
rende Stellung in der Welt, die sie seit
fünf Jahrhunderten genossen ha-
ben.« Es entstünden derzeit neue

Zentren des wirtschaftlichen Wachs-
tums, der Finanzkraft, des politi-
schen Einflusses – als Folge eines na-
türlichen Fortschritts. Russlands Au-
ßenminister erinnerte erneut daran,
wie notwendig es sei, dass das inter-
nationale System diese neuen Macht-
zentren einbeziehe und einen Pro-
zess des gleichberechtigten Dialogs
beginne. Er bedauere sehr, dass Wa-
shington und seinen Verbündeten
auch im vergangenen Jahr außenpo-
litisch oft nur die Sprache der Ulti-
maten eingefallen sei: Trump führe
im Prinzip jene Politik fort, die auch
in der Amtszeit von Barack Obama zu

beobachten gewesen sei. Die ameri-
kanische Führung dämonisiere Russ-
land, weil Washington »Angst vor
Konkurrenz in der internationalen
Arena hat«.
In Bezug auf die Situation in Syri-

en betonte Lawrow, dass die Pläne der
USA zur Schaffung von Grenzsicher-
heitszonen in Syrien zeigten, dass
Washington nicht daran interessiert
sei, die Integrität des syrischen Staa-
tes zu bewahren. »US-Außenminister
Rex Tillerson hat mir, wie sein Vor-
gänger John Kerry, wiederholt versi-
chert, dass der einzige Zweck der US-
Präsenz in Syrien, einschließlich der

Spezialkräfte vor Ort, die Vernich-
tung von Terroristen ist. Die Verei-
nigten Staaten haben kein Interesse
daran, die territoriale Integrität von
Syrien zu bewahren«, erklärte Law-
row. Den Aufbau einer neuen Grenz-
truppe in Syrien durch die von den
USA unterstützten Rebellen kritisierte
er scharf. Die USA wollten nicht den
Konflikt in Syrien lösen, sondern mit
allen Mitteln versuchen, einen Re-
gimewechsel in Damaskus herbeizu-
führen. »In dieser Frage gibt es kei-
nen Unterschied zwischen Präsident
Trump und seinem Vorgänger Oba-
ma«, unterstrich Lawrow.

Als weiteres Beispiel für die Rolle
der USA führte Lawrow die russi-
schen Gaslieferungen nach Europa
an. Die USA störten das Projekt »Nord
Stream 2« massiv, weil sie teures
Flüssiggas nach Europa bringen woll-
ten. Mit dem »Gas-Thema« würden
die USA die europäischen Staaten im-
mer weiter spalten. »Sie wollen die
Europäer zwingen, Nord Stream 2
aufzugeben, obwohl die Gaslieferun-
gen nach Deutschland über diese
Pipeline 2000 Kilometer kürzer und
nur halb so teuer wären wie die Lie-
ferungen über die Ukraine.«
Mit den Sanktionen gegen Russ-

land versuchten die USA seit dem
Frühjahr 2014, der russischen Wirt-
schaft und dem militärisch-industri-
ellen Komplex schweren Schaden zu-
zufügen. »Ich halte es für einen gro-
ßen Fehler, die Krise in der Ukraine
durch das Prisma der Konfrontation
zwischen Russland und dem Westen
zu sehen«, erläuterte Lawrow. Das
Thema Ukraine werde künstlich auf-
geblasen und größer gemacht, als es
tatsächlich sei. Die USA wollten da-
mit einen Keil zwischen Europa und
Russland treiben. »Lasst uns damit
aufhören, die Welt in einen liberalen
Westen und in ein autoritäres Russ-
land aufzuteilen«, forderte der Chef-
diplomat. Vielmehr solle nun alles
dafür getan werden, »das offizielle
Kiew dazu zu bringen, die Minsker
Vereinbarungen umzusetzen«. Auf
die Frage nach der Zugehörigkeit der
Halbinsel Krim antwortete Lawrow:
»Die territoriale Integrität der Ukrai-
ne nach dem Referendum muss ak-
zeptiert werden.«
Einige Journalisten wollten wis-

sen, was an den Gerüchten dran sei,
Lawrow werde nach den Präsident-
schaftswahlen am 18. März sein Amt
nach 14 Jahren aufgeben. Doch der
67-Jährige zeigte sich verschlossen:
»Ich bin es nicht gewohnt, etwas an-
deres zu tun, als eine maximal effek-
tive Arbeit unseres Ministeriums zu
gewährleisten, und das ist jetzt meine
wichtigste Aufgabe.«

Der russische Außenminister Lawrow zeigte sich gesprächig. Foto: AFP/Yuri Kadobnov

Kein Konto, keine Entschädigung
Jamaika: Mehr als 150 Menschen warten auf Kompensation für eine Militäraktion

Acht Jahre nach der größten Mili-
tär- und Polizeioperation in der Ge-
schichte Jamaikas warten mehr als
150Bewohner inTivoli Gardens auf
staatliche Entschädigungen – nur
weil sie kein Bankkonto haben.

Von Hans-Ulrich Dillmann

In Jamaikas Hauptstadt Kingston
herrschte im Mai 2010 Ausnahme-
zustand: Tagelang lieferten sich Po-
lizei- und Militäreinheiten der dritt-
größten Karibikinsel Schusswechsel
mit Gangstern, als sie versuchten,
den Paten von Tivoli Gardens und
Chef der Shower Posse-Bande,
Christopher »Dudus« Coke, zu ver-
haften, um ihn danach in die USA
wegen Drogen- und Waffenhandels
auszuliefern.
Mehrere Polizeistationen wurden

von bewaffneten Dudus-Männern
gestürmt und in Brand gesetzt, ein
Revier brannte vollständig aus. 73
Menschen starben, darunter drei Po-
lizisten. Coke wurde dabei nicht ge-
funden, sondern erst vier Wochen
später festgenommen. Inzwischen
wurde ihm in den USA der Prozess
gemacht.
Nach offiziellen Angaben wurden

418 Menschen als Opfer der Opera-
tion anerkannt. Sie sollten nach lan-
gem bürokratischen Ringen von
staatlicher Seite eine Entschädigung
von insgesamt 200 Millionen US-
Dollar erhalten. Das bisher nur 261
Personen entschädigt werden konn-
ten, wie Staatssekretärin im Justiz-
ministerium, Carol Palmer, der Ta-
geszeitung »The Gleaner« mitteilte,
könne sie sich nicht erklären. »Die
Zentren sind an fünf Tagen in der
Woche geöffnet«, sagte Palmer.
Für die schleppende Auszahlung

gibt es allerdings eine einfache Er-
klärung. Nur wer eine Steuer-Re-
gistrierungsnummer (TRN) und ein
Bankkonto besitzt, kann sich in dem
Behördenbüro überhaupt registrie-

ren lassen. Und das haben nicht alle
Jamaikanerinnen und Jamaiker, vor
allem nicht jene, die in den Vororten
und Armenvierteln von Gelegen-
heitsarbeiten und den Auslands-
überweisungen ihrer Verwandten
ihren Lebensunterhalt bestreiten
müssen. Kontogebühren und Formu-
lare sind finanzielle und bürokrati-
sche Hürden.
»Da können wir nichts machen.

Für die zu leistenden Zahlungen
brauchen wir die Formulare mit der
richtigen TRN und ein Bankkonto,
an das wir das Geld senden kön-
nen«, erklärte Palmer. »Das Minis-
terium bezahlt nicht mit Schecks
oder Bargeld. Wir zahlen es auf das
Konto des Begünstigten.«

In Tivoli Gardens, direkt nebender
Kingstoner Altstadt gelegen, macht
sich Unmut unter den Betroffenen
breit, denn die Zeit drängt. Wenn das
Geld aus dem laufenden Haushalt-
jahr bis zum 31. März 2018 nicht
ausgezahlt worden ist, gehen die ver-
bliebenen Mittel zurück ans Finanz-
ministerium. »Die Leute müssen die
Bedingungen erfüllen«, findet Jus-
tizminister Delroy Chuck. Allerdings
will der Minister sich bei den Ban-
ken dafür einsetzen, dass diese bei
den betroffenen Entschädigungsbe-
ziehern eine Ausnahme machen und
keine Kontoeröffnungs- und -füh-
rungsgebühren verlangen.
Manche Bewohner von Tivoli Gar-

dens denken angesichts solcher bü-
rokratischer Hürden im Stillen noch
immer mit Wehmut an den vor acht
Jahren festgenommenen Paten des
Stadtteils. Christopher »Dudus« Coke

verteilte Geldgeschenke an Bedürf-
tige, finanzierte Kindergärten und
bewilligte Unistipendien. Der Wohl-
täter von Tivoli Gardens machte sein
Geld als Chef der sogenannten
Shower Posse mit dem groß ange-
legten Drogenschmuggel in die USA.
Die Shower Posse dominierte

über Jahre den Drogenhandel in
New York. Die Bande hatte sein Va-
ter Lester Coke in den 1980er Jah-
ren gegründet. Er wurde 1987 fest-
genommen und starb fünf Jahre
später kurz vor seiner Auslieferung
in die USA unter ungeklärten Um-
ständen in eine Gefängniszelle in
Kingston. Die engen Beziehungen
zur Jamaica Labour Party (JLP) sind
auf der Reggaeinsel ein offenes Ge-
heimnis, Tivoli Gardens ist traditio-
nell Parteihochburg und war Wahl-
bezirk des damals amtierenden Pre-
mierministers Bruce Golding, der in
Folge der Operation zurücktreten
musste. Der derzeitigen JLP-Regie-
rung dient der ehemalige Regie-
rungschef inzwischen als Berater für
Fragen der Karibischen Gemein-
schaft CARICOM.
Golding wird nachgesagt, dass er

sich über Jahre hinweg der US-Aus-
lieferungsforderung widersetzt ha-
be. Erst als Washington Sanktionen
gegen Golding und Regierungsmit-
glieder angedroht habe, habe der
Premierminister die Auslieferung des
Paten »Dudus« angeordnet.
Mit fatalen Folgen. Bandenmit-

glieder und Bewohner von Tivoli
Gardens errichteten Barrikaden an
den Viertelzugängen, Scharfschüt-
zennahmenmit schwerenWaffendie
mit rund 1000 Beamten anrücken-
den Streitkräfte unter Beschuss. Erst
nach tagelangenKämpfen konnte der
Stadtteil eingenommen werden. Der
heute 49 Jahre alte »Dudus« sitzt in
den USA »in der Obhut der Drogen-
behörde DEA« eine Gefängnisstrafe
bis 2030 ab, heißt es von Seiten der
US-Justiz.

»Die Leute müssen die
Bedingungen erfüllen.«
Delroy Chuck,
Justizminister Jamaikas
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